
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetz 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 71/1954 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 22 

Inkrafttretensdatum 

15.04.1954 

Außerkrafttretensdatum 

31.12.2004 

Abkürzung 

EisbEG 

Index 

20/13 Sonstiges Privatrecht Allgemein 

Text 

B. Ermittlung der Entschädigung. 

§ 22. (1) Die infolge einer Enteignung zu leistende Entschädigung ist, sofern sie nicht durch ein 
zulässiges Übereinkommen zwischen dem Eisenbahnunternehmen und dem Enteigneten bestimmt wird, 
gerichtlich festzustellen. 

(2) Als zulässig ist ein solches Übereinkommen nur dann anzusehen, wenn es an dritten Personen 
fehlt, denen ein Anspruch auf Befriedigung aus der Entschädigung auf Grund ihrer dinglichen Rechte 
zusteht, oder wenn diese dritten Personen ihre Zustimmung zu dem Übereinkommen in einer öffentlichen 
oder legalisierten Urkunde erklärt haben. 

(3) Die Notwendigkeit der Erklärung dieser Zustimmung entfällt, wenn es sich um die teilweise 
Abtretung eines Grundbuchkörpers handelt und wenn ungeachtet der Abtretung eine Hypothek die dem 
§ 1374 ABGB. entsprechende gesetzliche Sicherheit behält, andere dingliche Rechte aber eine 
Gefährdung ihrer Sicherheit offenbar nicht erleiden können. 

(4) Das Grundbuchsgericht ist berufen, auf Ansuchen einer Partei eine Bestätigung über den Bestand 
der erforderlichen Sicherheit auf Grund der durch eine Untersuchung gewonnenen Überzeugung zu 
erteilen. 

Zuletzt aktualisiert am 

27.09.2023 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

Gesetzesnummer 

10001929 

Dokumentnummer 

NOR12025367 

alte Dokumentnummer 

N2195416990R 


